
Am 8. Oktober 1964 schienen ihm die Umstände dazu 
besonders günstig. An diesem Tag fiel kurz vor dem 
Eintreffen der Postwagen die Stromversorgung aus, und 
der Angeklagte war in den Abendstunden allein in der 
Dienststelle. Schließlich kam noch hinzu, daß ihm bei 
Übernahme der eingetroffenen Sendungen die Ladeliste 
vom Postamt N. nicht übergeben worden war. Die Lade­
liste gehört zu den Belegen, die vom Kraftfahrer dem 
Abfertigungshilfsdienst zusammen mit der Sendung 
zur Kontrolle der zahlenmäßigen und inhaltlichen Über­
einstimmung der übergebenen mit der abgesandten Sen­
dung zu übergeben sind. Eine derartige Kontrolle war 
daher zunächst nicht möglich. Der Angeklagte unterrich­
tete den Kraftfahrer nicht vom Fehlen der Ladeliste. Er 
suchte aus den ihm übergebenen Wertbrief beuteln den 
von N. heraus, zerschnitt die Verschnürung des Werl- 
briefbeutels und entnahm ihm einen Geldbeutel.
Der Zeuge B. bemerkte das Fehlen der Ladeliste aus N. 
und beauftragte den Angeklagten, den Kraftfahrer nach 
der Liste zu fragen. Dieser fand die fehlende Liste 
jedoch nicht. Hierüber informierte der Angeklagte den 
Zeugen B. und empfahl, die für solche Fälle vorge­
sehene Befundliste auszustellen, die er als Zeuge unter­
schreiben wollte. Er ließ sich dabei davon leiten, daß 
dadurch ein Beleg geschaffen würde, der nachwies, daß 
sich in dem fraglichen Wertbriefbeutel kein Geld be­
funden habe, und ging bei seinen Überlegungen weiter 
davon aus, daß der Verdacht des Diebstahls auf den 
Kraftfahrer fallen würde. Der Zeuge B. fertigte nach 
der gewohnten fehlerhaften Praxis lediglich einen ent­
sprechenden Zettelvermerk. Nach den Dienstvorschrif­
ten hatte der Angeklagte nunmehr die Wertbriefbeutel 
in Gegenwart des Zeugen B. zu öffnen, wobei sich der 
Zeuge von der Unversehrtheit der Verschnürung zu 
überzeugen hatte. Der Zeuge B. widmete diesem Vor­
gang jedoch nur wenig Aufmerksamkeit, so daß er nicht 
bemerkte, daß der Angeklagte das Lösen der Ver­
schnürung des Beutels aus N., der ja schon geöffnet 
war, lediglich vortäuschte.
Der vom Angeklagten aus dem Wertbriefbeutel entnom­
mene Geldbeutel enthielt 11 000 MDN. 10 450 MDN 
konnten sichergestellt werden.
Das Kreisgericht verurteilte den Angeklagten wegen 
Diebstahls zum Nachteil von gesellschaftlichem Eigen­
tum im schweren Fall gern. § 30 Abs. 2 StEG. Das 
Bezirksgericht lehnte den schweren Fall gern. § 30 
StEG ab.
Der Generalstaatsanwalt der Deutschen Demokratischen 
Republik hat die Kassation des Urteils des Bezirks­
gerichts wegen der Nichtanwendung des § 30 Abs. 2 
StEG beantragt.
Der Kassationsantrag ist begründet.

Aus den G r ü n d e n :

Das Bezirksgericht hat das Vorliegen der Voraussetzun­
gen des § 30 Abs. 2 StEG im wesentlichen mit der Be­
gründung des strafmildernden Einflusses der begünsti­
genden Bedingungen auf 'die Schuld des Angeklagten 
verneint.
Die Vorschrift des § 30 StEG dient dem Schutz des 
gesellschaftlichen Eigentums vor schweren Angriffen. 
Zutreffend geht das Bezirksgericht davon aus, daß die 
Bejahung einer erhöhten Gefährdung des Volkseigen­
tums, die inhaltlich mit erhöhter Tatschwere gleichzu­
setzen ist (vgl. OG, Urt.. vom 18. März 1965 — 2 Ust 
4/65 - NJ 1965 S. 362), gern. § 30 Abs. 3 StEG von der Ge­
samtheit der objektiven und subjektiven Tatumstände 
abhängig ist. Richtig ist auch. der hieraus gezogene 
Schluß, daß selbst beim Vorliegen einer oder mehrerer 
der im Abs. 2 des § 30 StEG beispielhaft aufgeführten 
Voraussetzungen Tatumstände gegeben sein können, die 
solchen Einfluß auf die Schädlichkeit der strafbaren 
Handlung hatten, daß kein schwerer Fall vorliegt. Da­
bei muß es sich jedoch mit Rücksicht,auf das strafrecht­
liche Gewicht der Voraussetzungen des § 30 Abs. 2 StEG 
um bedeutsame Faktoren handeln, die zudem nicht aus 
dem Gesamtbild der Straftat herausgelöst und durch

eine isolierte Betrachtung überbetont werden dürfen. 
Das aber hat das Bezirksgericht im vorliegenden Fall 
getan.
Zunächst hat das Bezirksgericht bei der Einschätzung 
der Schwere der Straftat den eingetretenen Schaden 
in Höhe von 11 000 MDN sowie den Umstand, daß der 
Angriff auf das gesellschaftliche Eigentum in Höhe etwa 
dieser Summe Bestandteil des verbrecherischen Planes 
des Angeklagten war, zu gering bewertet und somit 
verkannt, daß der Wert des Entwendeten ein sehr wich­
tiges Kriterium für die Schwere der strafbaren Hand­
lung und damit für das Vorliegen des schweren Falles 
darstellt.
Der entscheidende Mangel des Urteils besteht aber 
darin, daß das Bezirksgericht den Einfluß der straf­
tatbegünstigenden Umstände auf den Grad der Schuld 
und damit zugleich auf die Strafzumessung fehlerhaft 
eingeschätzt hat.
Aus dem Vorhandensein von begünstigenden Bedingun­
gen lassen sich Schlußfolgerungen für die strafrechtliche 
Verantwortlichkeit nur dann ableiten, wenn festgestellt 
wird, daß zwischen diesen Bedingungen und der Bege­
hung der Straftat ein Zusammenhang besteht. Dabei 
können die Auswirkungen der straftatbegünstigenden 
Bedingungen auf die verschiedenen Seiten einer straf­
baren Handlung außerordentlich vielfältig sein. So kön­
nen begünstigende Bedingungen beispielsweise die Ent­
stehung des Tatentschlusses beeinflussen oder die Bege­
hungsweise bestimmen. Allerdings ist allein mit der 
Feststellung dieses Zusammenhangs noch nicht die 
Frage beantwortet, in welcher Weise die Auswirkungen 
der begünstigenden Bedingungen bei der Einschätzung 
des Umfanges der strafrechtlichen Verantwortlichkeit 
des Täters zu bewerten sind. Angesichts der Kompli­
ziertheit dieser Zusammenhänge kann es insoweit auch 
kein Schema geben. Vielmehr kann diese Frage jeweils 
nur auf der Grundlage der konkreten Umstände des 
Einzelfalles beantwortet werden. Deshalb ist es auch 
nicht möglich, begünstigende Umstände allein schon 
deshalb strafmildernd zu berücksichtigen, weil sie zur 
Entstehung des Tatentschlusses beigetragen haben. 
Oftmals wird eine strafbare Handlung durch die Exi­
stenz bestimmter begünstigender Bedingungen nicht 
nur erleichtert, sondern sind solche Bedingungen, bei­
spielsweise Mängel innerhalb eines Sicherungssystems, 
Voraussetzung für die Durchführbarkeit einer straf-, 
baren Handlung. Dann ist zwar das Vorhandensein sol­
cher Bedingungen, weil anders an die Durchführung der 
Straftat gar nicht gedacht werden konnte, von maßgeb­
lichem Einfluß auf die Entstehung des Tatentschlusses; 
zugleich aber ist auch von vornherein der Wille zur 
bewußten Ausnutzung dieser Bedingungen bei der Er­
reichung eines verbrecherischen Zieles Inhalt des Be­
wußtseins des Rechtsbrechers. In einem solchen Fall 
aus dem maßgeblichen Einfluß begünstigender Bedin­
gungen auf den Tatentschluß generell einen Strafmilde­
rungsgrund abzuleiten, heißt die Strafrechtsanwendung 
auf mechanisches „Einordnen“ von Lebensvorgängen in 
festgelegte Schemata zu «reduzieren. Das aber ist mit 
den insbesondere im Rechtspflegeerlaß des Staatsrates 
niedergelegten Prinzipien sozialistischer Rechtsanwen­
dung unvereinbar.
Die Auffassung des Bezirksgerichts, die strafbare Hand­
lung des Angeklagten sei deshalb nicht so schwerwie­
gend, weil sein Tatentschluß wesentlich durch die unge­
nügende Einhaltung der Dienstvorschriften beeinflußt 
wurde und die Ausnutzung dieser Bedingungen ihm 
die Ausführung der Straftat erheblich erleichtert hat, 
ist unrichtig. Sie beruht auf einer unzulässig verein­
fachten Betrachtungsweise der Bedeutung straftatbe­
günstigender Bedingungen. Das Bezirksgericht hat nicht 
erkannt, daß der Angeklagte bei einer fehlerfreien Ab-
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